BOTSCHAFT	Nr. 206



�Nr. 206��zum Entwurf des Dekrets über den

Amtsantritt des Verfassungsrates�

Freiburg, den 10. Januar 2000��









DER STAATSRAT DES KANTONS FREIBURG

AN DEN

GROSSEN RAT







Sehr geehrte Frau Präsidentin

Sehr geehrte Damen und Herren





Wir unterbreiten Ihnen hiermit den Entwurf eines Dekrets über den Amtsantritt des Verfassungsrates.



Die Botschaft ist in die folgenden drei Abschnitte gegliedert:



I.	Einleitung



II.	Überblick über den Dekretsentwurf



III.	Finanzielle und personelle Auswirkungen







I.	EINLEITUNG



Am 13. Juni 1999 sprach sich das Freiburger Stimmvolk für die Totalrevision der Staatsverfassung von 1857 aus. Es beschloss, diese Aufgabe einem unabhängigen Organ, d.h. einem Verfassungsrat, zu übertragen, dessen Mitglieder am 12. März 2000 gewählt werden. Der Verfassungsrat wird durch Artikel 80 Abs. 2 KV sowie durch eine Reihe von Gesetzesbestimmungen geregelt (Art. 230a, 206 Abs. 3 und 4 sowie 206a des Gesetzes über die Ausübung der bürgerlichen Rechte; GABR).



Die Einrichtung des Verfassungsrates weist etliche Ähnlichkeiten mit dem Grossen Rat auf, was seine Zusammensetzung (Art. 206a Abs. 2 GABR), die Wahl seiner Mitglieder als Listenwahl nach dem Proporzsystem (Art. 80 GABR) oder die Amtszeit (Art. 80 Abs. 2 KV) betrifft. Der Verfassungsrat unterscheidet sich jedoch insofern vom Grossen Rat, als seine Arbeitsweise nicht durch dieselben Bestimmungen geregelt ist. Er organisiert sich nämlich selbst und gibt sich sein eigenes Reglement (Art. 206a Abs. 2 GABR). Dieses System hat den Zweck, die Unabhängigkeit des Verfassungsrates zu gewährleisten und es ihm zu ermög�lichen, flexiblere Bestimmungen zu erlassen, die sich vielleicht besser für die spezifische Arbeit eines Verfassungsgebers eignen als die Bestimmungen des Gesetzes über das Reglement des Grossen Rates (GRRG). Obwohl die Fragen der Organisation und der Arbeitsweise des Verfassungsrates in dessen Zuständigkeit fallen, scheint es trotzdem sinnvoll, einige Vor�fragen in Bezug auf seine Arbeitsweise zu regeln, damit er seine Arbeit nach der Wahl unter optimalen Bedingungen aufnehmen kann.



In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass weder die Verfassung noch die kan�tonale Gesetzgebung besondere Regeln für den Amtsantritt des Verfassungsrates vorsehen. Aus�serdem lassen sich seine Arbeitsweise und seine Organisation nicht immer aus den geltenden Bestimmungen ableiten, da der Verfassungsrat ein für die Erfüllung einer klar umschriebenen Aufgabe gewähltes neues Organ neben den ordentlichen Kantonsbehörden (Parlament, Regierung, Gerichtsbehörden) darstellt. Deshalb scheint es zweckmässig, ein Dekret auszuarbeiten, das den Amtsantritt des Verfassungsrates regelt. Da der Verfassungsrat und der Grosse Rat relativ ähnliche Organe sind, kann das Dekret auf die Bestimmungen des GRRG zurückgreifen.







II.	ÜBERBLICK ÜBER DEN DEKRETSENTWURF



1.	allgemeines



Mit diesem Dekret sollen einige durch die Einsetzung des Verfassungsrates aufgeworfene Fragen geregelt werden, um diesem unter Wahrung seiner Unabhängigkeit einen Rahmen zu gewährleisten, der es ihm ermöglicht, seine Arbeit so rasch wie möglich aufzunehmen. Es geht also darum, sich auf die wichtigsten Punkte zu beschränken, damit der Verfassungsrat sein Amt antreten, d.h. sich selbst organisieren kann.



Der Dekretsentwurf umfasst sieben Artikel in Bezug auf die für den Amtsantritt notwendigen Handlungen.

Der erste Artikel betrifft die konstituierende Sitzung des Verfassungsrates.

Artikel 2 legt die Zusammensetzung des provisorischen Büros fest.

Die Artikel 3 und 4 behandeln die Validierung der Wahl der für gewählt erachteten Mitglieder.

Artikel 5 regelt das Verfahren für allfällige Beschwerden gegen die Wahl der Mitglieder.

Artikel 6 legt fest, welcher Dienst der Verwaltung das Sekretariat des Verfassungsrates während der konstituierenden Phase führt.

Artikel 7 regelt schliesslich die Modalitäten für den Vollzug und das Inkrafttreten des Dekrets.



�2.	kommentar zu den einzelnen dekretsbestimmungen



Artikel 1

Artikel 1 sieht vor, dass das provisorische Büro des Verfassungsrates die als gewählt erachteten Mitglieder innerhalb von drei Monaten seit dem 12. März 2000 einberuft.



Die Frist von drei Monaten wurde festgesetzt um sicherzustellen, dass der Verfassungsrat innert nützlicher Frist einberufen wird, wobei gleichzeitig den für die Vorbereitung der kon�stituierenden Sitzung erforderlichen Arbeiten Rechnung getragen wurde. Diese Frist ist als oberste Grenze zu verstehen und hindert das provisorische Büro natürlich nicht daran, die Mitglieder des Verfassungsrates früher einzuberufen. Zum Vergleich sei hier darauf hin�gewiesen, dass der Verfassungsrat des Kantons Waadt seine konstituierende Sitzung zwei Monate nach seiner Wahl, im April 1999, abhielt.



Das provisorische Büro schlägt die Traktandenliste der konstituierenden Sitzung vor. An dieser Sitzung muss der Verfassungsrat zuerst die Wahl der als gewählt erachteten Mitglieder validieren. Dann könnte er seine Präsidentin oder seinen Präsidenten wählen und ein provisorisches Büro ernennen, das bis zur Verabschiedung des Geschäftsreglements (vgl. Kommentar zu Art. 2) im Amt bleibt. Zudem müsste er das provisorische Büro oder eine Ad-hoc-Kommission mit der Ausarbeitung eines Entwurfs für ein Geschäftsreglement beauftragen, das die Arbeitsweise des Verfassungsrates festlegt. Es ist auch möglich, dass der Staatsrat dem Verfassungsrat einen Reglementsentwurf vorlegt, um den Beginn der Arbeiten zu erleichtern, wobei es dem Verfassungsrat natürlich freisteht, entsprechend seinen eigenen Vorstellungen hinsichtlich seiner Arbeitsweise davon abzuweichen. Schliesslich sollte der Ver�fassungsrat auch über den Grundsatz und die Form einer feierlichen Amtseinsetzung sowie über die allfällige Pflicht, einen Eid oder ein feierliches Gelübde zu leisten, befinden.





Artikel 2

Artikel 2 hält fest, dass sich das provisorische Büro aus der Alterspräsidentin oder dem Alters�präsidenten, den drei ältesten Mitgliedern nach der Alterspräsidentin oder dem Altersprä�sidenten und den drei jüngsten Mitgliedern zusammensetzt. Die Alterspräsidentin oder der Alterspräsident leitet den Verfassungsrat bis zu seiner Konstituierung.



Die Regelung in Bezug auf die Zusammensetzung des provisorischen Büros hat den Vorteil, dass sie klar und präzise ist. Das Büro kann daher ohne Zeitverlust ernannt und einberufen werden und sich unverzüglich an die Arbeit machen. Der Kanton Waadt hat übrigens ein ähnliches Vorgehen gewählt (provisorisches Büro, das sich aus der Alterspräsidentin bzw. dem Alterspräsidenten und den fünf jüngsten Mitgliedern zusammensetzte).



Das provisorische Büro ernennt die Validierungskommission. Ansonsten besteht seine Auf�gabe hauptsächlich darin, die konstituierende Sitzung des Verfassungsrates vorzubereiten. In diesem Rahmen muss es vor allem Ort und Datum der Sitzung festlegen, eine Traktandenliste erstellen und Vorschläge für die einzelnen Traktanden ausarbeiten. Zu diesen Vorschlägen kann es falls notwendig die gewählten Vertreterinnen oder Vertreter der verschiedenen Parteien und Wählergruppen an�hören.

Das provisorische Büro ist allerdings nur ein "erstes" provisorisches Büro. Es steht dem Verfassungsrat frei, seine Zusammensetzung an der konstituierenden Sitzung zu ändern. Artikel 2 hält übrigens fest, dass die in dieser Bestimmung vorgesehene Zusammensetzung des provisorischen Büros lediglich bis zur Konstituierung des Verfassungsrates und nicht bis zu dessen endgültigen Konstituierung gilt. Der Verfassungsrat kann sich nämlich erst nach der Verabschiedung seines Geschäftsreglements endgültig konstituieren. Da dies eine Weile dauern kann, ist es denkbar, dass er sein provisorisches Büro selbst ernennen will, was jedoch erst möglich ist, nachdem die Wahl der Mitglieder an der konstituierenden Sitzung validiert wurde.





Artikel 3

In Bezug auf die Validierung der Wahl der als gewählt erachteten Mitglieder greift Artikel 3 auf die Regelung des Gesetzes über das Reglement des Grossen Rates zurück (Art. 3 GRRG). Nachdem das provisorische Büro die notwendigen Kontakte mit den Vertreterinnen und Vertretern der Parteien und Wählergruppen aufgenommen hat, ernennt es eine 7-köpfige Validierungskommission. Diese versammelt sich vor der konstituierenden Sitzung zur Überprüfung der Wahlergebnisse.





Artikel 4

Artikel 4 übernimmt die Bestimmungen von Artikel 5 GRRG, was die Modalitäten der Validierung der Wahl der als gewählt erachteten Mitglieder durch den Verfassungsrat anbelangt.



Artikel 4 Abs. 4 verweist auf die Bestimmungen von Artikel 6 GRRG, der sinngemäss anwendbar ist, falls die Wahl eines Mitglieds des Verfassungsrates bestritten wird. Eine als gewählt erachtete Person, deren Wahl bestritten ist, muss sich also zurückziehen. Sie nimmt nicht an den Arbeiten des Verfassungsrates teil, solange ihre Wahl nicht validiert ist. Wird ihre Wahl ungültig erklärt, so verlässt sie unverzüglich den Sitzungssaal.





Artikel 5

Artikel 5 behandelt die gegen die Wahl der als gewählt erachteten Mitglieder des Verfassungsrates eingelegten Beschwerden.



Die Lösung von Artikel 5 Abs. 1 entspricht derjenigen von Artikel 60 Abs. 1 GABR in Bezug auf den Grossen Rat. Die Beschwerden, die gegen die Wahl der als gewählt erachteten Mitglieder eingelegt werden, werden also vom Verfassungsrat selbst behandelt.



Es gilt zu beachten, dass Artikel 23 des Beschlusses vom 23. November 1999 zur Einberufung der Wahlversammlungen (Amtsblatt 1999, Nr. 49) insbesondere festhält, dass die Beschwerden gegen die Wahl des Verfassungsrates beim Staatsrat eingelegt werden müssen. Streitigkeiten im Zusammenhang mit der Wahl in den Verfassungsrat werden daher wie folgt behandelt:

Bei Streitigkeiten in Bezug auf die Vorbereitung und die Durchführung der Wahl in den Verfassungsrat entscheidet der Staatsrat endgültig (Art. 60 Abs. 3 GABR, der aufgrund des Verweises von Artikel 5 Abs. 3 dieses Dekrets auf Art. 60 ff. GABR anwendbar ist).

Über die Beschwerden gegen die Wahl selbst entscheidet der Verfassungsrat, doch werden diese vom Staatsrat instruiert (Art. 66a GABR. Artikel 66a Abs. 2 GABR ermöglicht es dem Staatsrat übrigens, die Staatsanwaltschaft oder einen Magistraten des Richterstandes mit der Instruktion zu beauftragen).



Laut Artikel 5 Abs. 2 entscheidet der Verfassungsrat aufgrund des Berichts seiner Validierungskommission. Diese Regelung unterscheidet sich von derjenigen von Artikel 66a Abs. 3 GABR, denn es scheint einfacher, die Validierungskommission anstatt eine andere, noch zu bestimmende Kommission für zuständig zu erklären.



Artikel 5 Abs. 3 verweist schliesslich auf Artikel 60 ff. GABR, was die übrigen Aspekte des Beschwerdeverfahrens anbelangt (z.B. Beschwerdelegitimation, Eröffnung usw.).





Artikel 6

Artikel 6 hält fest, dass die Staatskanzlei das Sekretariat des Verfassungsrates bis zu dessen endgültigen Konstituierung nach der Verabschiedung des Geschäftsreglements führt. Da das Reglement die Stellung und die Aufgaben des Sekretariats des Verfassungsrates festlegt, kann dieser anschliessend seine eigene Sekretärin bzw. seinen eigenen Sekretär ernennen.



Die Inanspruchnahme der Kanzlei während der konstituierenden Phase des Verfassungsrates würde zusätzliches Personal und zusätzliche Mittel bedingen, damit die Kanzlei nicht über�lastet ist und der Verfassungsrat über genügend logistische Unterstützung verfügt. Die Erfahrungen der anderen Kantone, die ihre Verfassung totalrevidiert haben, zeigen nämlich, dass das Sekretariat eines Verfassungsrates mindestens eine vollzeitlich angestellte Person erfordert.





Artikel 7

Artikel 7 regelt den Vollzug und das Inkrafttreten des vorliegenden Dekrets.



Artikel 7 Abs. 1 beauftragt den Staatsrat mit dem Vollzug des Dekrets und präzisiert zudem, dass dieses nicht allgemeinverbindlich ist. Das Dekret regelt lediglich einige Punkte im Hinblick auf den Amtsantritt des Verfassungsrates, bevor dieser sich selbst organisieren kann. Es unterliegt daher nicht dem Gesetzesreferendum (vgl. Art. 28bis Abs. 1 KV und Art. 62 Abs. 3 GRRG).



Gemäss Artikel 7 Abs. 2 kann der Staatsrat mit dem Einverständnis des provisorischen Büros des Verfassungsrates gegebenenfalls zusätzliche Ausführungsvorschriften erlassen. Diese Delegation an die Regierung ist als Vorsichtsmassnahme zu verstehen, falls es sich als notwendig erweisen sollte, weitere Punkte in Bezug auf den Amtsantritt des Verfassungsrates zu regeln. Der Staatsrat könnte beispielsweise in Zusammenarbeit mit dem provisorischen Büro eine Art provisorisches Reglement über den Ablauf der konstituierenden Sitzung vorbereiten (Abstimmungsverfahren, Öffentlichkeit und Aufzeichnung der Beratungen, verschiedene Bestimmungen für die Rednerinnen und Redner usw.) oder einige Grundsätze in Bezug auf das Verhältnis zwischen den "ordentlichen" Behörden und dem Verfassungsrat festsetzen (Information, Anhörungsrecht usw.).



Artikel 7 Abs. 3 hält schliesslich fest, dass das Dekret am 1. März 2000 in Kraft tritt, damit es am 12. März 2000, wenn der Verfassungsrat gewählt wird, anwendbar ist.







III.	FINANZIELLE UND PERSONELLE AUSWIRKUNGEN



Der Staatsvoranschlag 2000 enthält die vorhersehbaren Kosten der Arbeiten des Verfassungsrates im Jahr 2000. Dieser Betrag beläuft sich auf 350'000 Franken.



Die Kosten, die durch die Anwendung dieses Dekrets entstehen, sind im Staatsvoranschlag 2000 enthalten.



Was die Betriebskosten des Verfassungsrates anbelangt, umfasst der Voranschlag namentlich 107'000 Franken für die Sitzungsgelder. Diese Entschädigungen wurden auf der Grundlage der Sitzungsgelder der Grossrätinnen und Grossräte berechnet.



Neben den oben erwähnten Betriebskosten bedingt das Dossier "Verfassungsrat" die Verstärkung der Staatskanzlei durch zusätzliche Mittel und zusätzliches Personal.







Wir beantragen Ihnen die Annahme dieses Dekretsentwurfs.





Wir versichern Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.





IM NAMEN DES STAATSRATES





Die Präsidentin:	Der Kanzler:



R. LÜTHI	R. AEBISCHER
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